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Bezirksregierung Detmold          Bielefeld, den 22 .01.2009 
Dezernat 33  
-Ländliche Entwicklung, Bodenordnung- 
Dienstgebäude Bielefeld 
 
Flurbereinigung A 33 – Steinhagen 
Az.: 33 B  22 06 1 - H. Nr. 63 
 
 
 
 

2. Änderungsbeschluss 
 
 
Die Bezirksregierung Detmold hat als Flurbereinigungsbehörde beschlossen: 
 

1. Das durch den Flurbereinigungsbeschluss der Bezirksregierung Münster, Ab-
teilung 9 -Obere Flurbereinigungsbehörde- vom 11.09.2006 Az.: 91-22061- 
festgestellte Flurbereinigungsgebiet wird gemäß § 8 Abs. 1 des Flurbereini-
gungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) wie folgt 
geändert: 

 
 

Zum Flurbereinigungsgebiet werden die nachfolgend a ufgeführten 
Grundstücke zugezogen und insoweit die Flurbereinig ung angeordnet: 

 
Regierungsbezirk Detmold 

Kreis Gütersloh 

Gemeinde Borgholzhausen 

Gemarkung Borgholzhausen 
Flur 44 Flurstück 249 
 
Gemeinde Halle 

Gemarkung Halle 
Flur 17 Flurstück 70 
 
Gemarkung Künsebeck 
Flur 3 Flurstück 164 
Flur 4 Flurstück 219/1 
 
Gemeinde Steinhagen 

Gemarkung Steinhagen 
Flur 3 Flurstücke 1112 und 1274 

 
 

Aus dem Flurbereinigungsgebiet wird das nachfolgend  aufgeführte 
Grundstück ausgeschlossen: 
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Regierungsbezirk Detmold 

Kreis Gütersloh 

Gemeinde Steinhagen 

Gemarkung Amshausen 
Flur 3 Flurstück 1002 

 
2. Das Flurbereinigungsgebiet ist auf der als Anlage zu diesem Änderungsbe-

schluss genommenen Gebietskarte dargestellt. Es ist rund 950 ha groß. 
 

3. Der Änderungsbeschluss und die Gebietskarte liegen für die Beteiligten zwei 
Wochen lang bei der  

 
Gemeindeverwaltung Steinhagen (Rathaus), Zimmer 306 , 
Am Pulverbach 25, 33803 Steinhagen 

  
und bei der  
 

Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33, Dienstgebäud e: 
Stapenhorststr. 62, Zimmer 109, 33615 Bielefeld 

 
während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
Die Zweiwochenfrist beginnt mit dem Tag nach der öffentlichen Bekanntma-
chung dieses Beschlusses. 

 
4. Die Eigentümer und die Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 

zugezogenen Grundstücke (§ 10 Nr. 1 FlurbG) bilden die 
 

Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung A 33 – S teinhagen  
 

mit Sitz in der Gemeinde Steinhagen. Sie ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts (§ 16 FlurbG). 
 

5. Der Eigentümer des ausgeschlossenen Grundstücks wird aus der Teilneh-
mergemeinschaft der Flurbereinigung A 33 – Steinhagen entlassen. 

 
6. Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am 

Flurbereinigungsverfahren berechtigen, sind nach § 14 Abs. 1 FlurbG inner-
halb einer Frist von drei Monaten nach erfolgter öffentlicher Bekanntmachung 
dieses Beschlusses bei der Flurbereinigungsbehörde, der    
  

Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33,  
Dienstgebäude: Stapenhorststr. 62, 33615 Bielefeld 
 

anzumelden. 
Zu diesen Rechten gehören z. B. nicht eingetragene dingliche Rechte an 
Grundstücken oder Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die 
zum Besitz oder zur Nutzung von Grundstücken berechtigen oder die Nutzung 
von Grundstücken beschränken. 
Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein Recht 
innerhalb einer von der Flurbereinigungsbehörde zu setzenden Frist nachzu-
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weisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist besteht kein Anspruch auf Beteili-
gung. 
Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder 
nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhand-
lungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 FlurbG gelten lassen. 
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die 
Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen 
sich gelten lassen, wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist durch Bekannt-
gabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt wird. 

 
7. Von der öffentlichen Bekanntmachung dieses Beschlusses an, gelten folgen-

de zeitweilige Einschränkungen nach § 34 FlurbG, die bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes wirksam sind: 
  
In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereini-
gungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsge-
mäßen Wirtschaftsbetrieb gehören (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 FlurbG). 
 
Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche An-
lagen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, her-
gestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden (§ 34 Abs. 1 Nr. 2 FlurbG). 
 
Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehöl-
ze dürfen nur in Ausnahmeflächen, soweit landeskulturelle Belange - insbe-
sondere des Naturschutzes und der Landespflege - nicht beeinträchtigt wer-
den, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden (§ 34 
Abs. 1 Nr. 3 FlurbG). 
 
Sind entgegen den Anordnungen zu 7.1 und 7.2 Änderungen vorgenommen 
oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurbereini-
gungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann 
den früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn 
dieses der Flurbereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG). 

 
Sind Eingriffe entgegen der Anordnung zu 7.3 vorgenommen worden, so muss 
die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen auf Kosten der Beteiligten 
anordnen (§ 34 Abs. 3 FlurbG). 
 
Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung zu 7.2 und 7.3 dieses Beschlusses 
sind Ordnungswidrigkeiten und können mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro 
für den einzelnen Fall geahndet werden - § 154 FlurbG, §§ 1 und 17 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 07.08.2007 (BGBl. I S. 1786). 
 
Unter Umständen kann auch eine höhere Geldbuße auferlegt werden (§ 17 
Abs. 4 OWiG). Außerdem können Gegenstände eingezogen werden, auf die 
sich die Ordnungswidrigkeit bezieht (§ 154 Abs. 3 FlurbG). 

 
Die Bußgeldbestimmungen nach anderen Gesetzen bleiben unberührt. 
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Gründe 
 

Die Voraussetzungen für die Anordnung der Änderung des Flurbereinigungsgebie-
tes in dem Verfahren „A 33 – Steinhagen“ liegen vor. Die Gebietsänderung erfolgt 
gem. § 8 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) und dient der Durchführung der Unter-
nehmensflurbereinigung, die nach den Sondervorschriften der §§ 87 bis 89 FlurbG 
zulässig und gerechtfertigt ist. 
 
Anlass der Erweiterung bzw. Ausschluss zum bisherigen Flurbereinigungsgebiet 
sind die, sich aus der Untersuchung der Verfahrensgrenze ergebenden geringfügi-
gen Änderungen sowie Verhandlungen mit Teilnehmern im Abschnitt A 33 – 7.1.  
 
Die Zuziehung umfasst ca. 4 ha. Aus dem Verfahren wird ca. 1 ha ausgeschlossen. 
 
Die Entscheidungsgründe der Bezirksregierung Detmold als Enteignungsbehörde für 
die Beantragung eines Flurbereinigungsverfahrens gem. §§ 87 ff. FlurbG für den ur-
sprünglichen Abschnitt 6 gelten auch für den Bereich der Zuziehung. 
 
Die Flurbereinigungsbehörde verfolgt auch für das Zuziehungsgebiet den Zweck, die 
durch das Unternehmen für die allgemeine Landeskultur entstehenden Nachteile zu 
vermeiden oder zu mildern und die Folgen des Landverlustes durch eine einlageori-
entierte Neuordnung des Verfahrensgebietes unter Verwendung von Ersatzflächen 
des Unternehmensträgers auszugleichen. Hierdurch sollen insbesondere die land-
wirtschaftlichen Betriebsinhaber vor Flächenverlusten und schädigenden Eingriffen 
und damit vor Schmälerungen ihrer Existenzgrundlage bewahrt und eine wirtschaftli-
che Betriebsführung weiterhin ermöglicht werden. 
Das Zuziehungsgebiet ist nach Abwägung der agrarstrukturellen örtlichen Gegeben-
heiten und der sich aus der Topographie, der vorhandenen Verkehrsanlagen und 
bebauten Flächen ergebenden Zwänge sowie aus vermessungstechnischen Erwä-
gungen so begrenzt worden, dass einerseits der besondere Zweck der Neuordnung 
möglichst vollkommen erreicht werden kann, andererseits auch nicht mehr Grundstü-
cke als unumgänglich einbezogen werden. 
 
Die voraussichtlich von der Änderung betroffenen Grundstückseigentümer sind vorab 
informiert worden. 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
erhoben werden. Die Klage ist beim 

 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westf alen 

9 a Senat -Flurbereinigungsgericht- 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 

 
schriftlich zu erheben.  
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Falls die Klagefrist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden.  
 
Es wird empfohlen, der Klageschrift zwei Durchschriften beizufügen. 
 
 
Bezirksregierung Detmold 
Dezernat 33 
 
Im Auftrag 
 
gez. Hölscher 


